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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
über Einreise und Ausreise 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 227. Sitzung am 22. Dezember 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Beschluß des 
Bundesrates ist aus der Anlage 3 ersichtlich. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über Einreise und Ausreise 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Einreiseverbot 

(1) Die Einreise in den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes ist verboten, wenn der Einreisende beab- 
sichtigt, im Geltungsbereich dieses Gesetzes 

a) hochverräterische Handlungen (§§ 80 bis 
87 des Strafgesetzbuchs), staatsgefährdende 
Handlungen (§§ 88 bis 98 des Strafgesetz- 
buchs) und §§ 42, 47 des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht) , landesverräte- 
rische Handlungen (§§ 99 bis 101 des 
Strafgesetzbuchs), Straftaten gegen aus- 
ländische Staaten (§§ 102 bis 104 b des 
Strafgesetzbuchs), Straftaten in Beziehung 
auf die Ausübung staatsbürgerlicher Rechte 
(§§ 105 bis 108d des Strafgesetzbuchs), 
Straftaten gegen die Landesverteidigung 
(§§ 109 bis 109 i des Strafgesetzbuchs) 
oder Straftaten nach Anhang A zum Ver- 
trag Über die Rechte und Pflichten aus- 
ländischer Streitkräfte und ihrer Mitglie- 
der in der Bundesrepublik Deutschland — 
Strafvorschriften zum Schutze der Drei 
Mächte, der Streitkräfte und ihrer Mitglie- 
der — in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 30. März 1955 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 301, 373) zu begehen oder 
vorzubereiten, 

b) sonstige Bestrebungen gegen den Be- 
stand, die äußere oder innere Sicherheit 
oder die freiheitliche demokratische 
Grundordnung der Bundesrepublik zu ver- 
folgen oder sich in ihren Dienst zu stellen, 

c) sonstige als Verbrechen mit Strafe be- 
drohte Handlungen zu begehen oder vor- 
zubereiten, 

d) sonstige als Vergehen des Widerstandes 
gegen die Staatsgewalt (§§ 110 bis 122 b 
des Strafgesetzbuchs) oder als Vergehen 
wider die öffentliche Ordnung in den Fäl- 
len der §§ 123 bis 132 a des Strafgesetz- 
buchs mit Strafe bedrohte Handlungen zu 
begehen oder vorzubereiten. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Personen, die beim 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ihren ständigen Auf- 
enthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben. 

§ 2 

Ausreiseverbot 

Die Ausreise aus dem Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes ist Personen, die in diesem Bereich ihren 


ständigen Aufenthalt haben, verboten, wenn der 
Ausreisende beabsichtigt, 

a) außerhalb des Geltungsbereichs dieses Geset- 
zes nach dem Strafrecht innerhalb dieses Be- 
reichs mit Strafe bedrohte Handlungen der in 
§ 1 Abs. 12 Buchstabe a bezeichneten Art zu 
begehen oder vorzubereiten, 

b) sonstige Bestrebungen gegen den Bestand, die 
äußere oder innere Sicherheit oder die frei- 
heitliche demokratische Grundordnung der 
Bundesrepublik zu verfolgen oder sich in 
ihren Dienst zu stellen, 

c) ohne Genehmigung nach § 6 Abs. 1 an Ver- 
anstaltungen teilzunehmen oder Einrichtungen 
zu besuchen, die Bestrebungen dienen, die ge- 
gen den Bestand, die äußere oder innere 
Sicherheit oder die freiheitliche demokratische 
Grundordnung der Bundesrepublik oder dar- 
auf gerichtet sind, auf die Teilnehmer oder Be- 
sucher unmittelbar oder mittelbar in diesem 
Sinne einzuwirken, 

d) mit Strafe bedrohte Handlungen der in § 1 
Buchstaben c und d bezeichneten Art, soweit 
der Erfolg im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
eintreten soll, zu begehen oder vorzub'er eiten, 

e) unter Verstoß gegen die Vorschriften der Bun- 
desrepublik außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes in Streitkräfte einzutreten. 

§ 3 

Ermächtigung zur Registrierung 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bun- 
desrates für alle oder bestimmte Kontrollstellen 
eine Registrierung der Personen anzuordnen, die in 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes einreisen 
oder aus diesem ausreisen, wenn dies zur Verhin- 
derung von unzulässigen Ein- und Ausreisen not- 
wendig erscheint, Dabei kann angeordnet werden, 
daß eine an der Kontrollstelle ausgestellte Beschei- 
nigung als Nachweis der ordnungsgemäßen Einreise 
bis zum Verlassen des Geltungsbereichs dieses Ge- 
setzes aufzubewahren und auf Verlangen vorzuzei- 
gen ist. 

§ 4 

Hinderung an Ein- und Ausreise 

(1) Personen, bei denen Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, daß sie durch ihre Einreise gegen § 1 
verstoßen, sind vorbehaltlich völkerrechtlicher 
Ubernahmeverpflichtungen an der Einreise zu hin- 
dern. Das gleiche gilt für Personen, die nur zum 
Zweck der Durchreise in den Geltungsbereich dieses 
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Gesetzes einreisen wollen, wenn die Weiterreise 
in das Ausland nach paßrechtlichen Vorschriften 
nicht zulässig ist. 

(2) Personen, bei denen Anhaltspunkte vorlie- 
gen, daß sie durch ihre Ausreise gegen § 2 versto- 
ßen, sind an der Ausreise zu hindern. 

(3) Statt der Maßnahmen nach Absätzen 1 und 
2 können zweckdienliche Auflagen, insbesondere 
hinsichtlich der Aufenthaltsdauer, des Aufenthalts- 
ortes, des Reiseweges und der Nichtteilnahme an 
einzelnen oder ihrer Art nach bestimmten Veran- 
staltungen erteilt werden, wenn dies zur Verhin- 
derung der in §§ 1 und 2 bezeichneten Reisezwecke 
ausreichend erscheint. Im Falle der Einreise ist auch 
die Anordnung einer Meldepflicht bei der für den 
Aufenthaltsort zuständigen Polizeibehörde zulässig. 

§ 5 

Entfernung aus dem Geltungsbereich 
dieses Gesetzes; Ausreiseverbot 

(1) Personen, bei denen Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, daß sie unter Verstoß gegen § 1 Abs, 1 
in den Geltungsbereich dieses Gesetzes eingereist 
sind, werden unbeschadet einer Strafverfolgung aus 
diesem Bereich entfernt. Das gleiche gilt für Perso- 
nen, bei denen Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß 
sie im Geltungsbereich dieses Gesetzes Handlungen 
der in § 1 Abs. 1 bezeichneten Art begangen haben 
oder vorbereiten, und die ihren ständigen Aufent- 
halt nicht in diesem Bereich haben. Ein Deutscher 
darf nicht in das Ausland abgeschoben werden. 

(2) Gegen Personen, bei denen Anhaltspunkte 
dafür vorliegen, daß sie unter Verstoß gegen § 2 
aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes ausreisen 
wollen, kann ein Ausreiseverbot erlassen werden. 

(3) § 4 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 6 

Genehmigung der Ausreise; Bescheinigung 

(1) Auf Antrag kann die Ausreise zur Teilnahme 
an einer in § 2 Buchstabe c genannten Veranstal- 
tung oder zum Besuch einer dort genannten Ein- 
richtung genehmigt werden, wenn der Antragstel- 
ler ein berechtigtes Interesse glaubhaft macht und 
nach den Umständen anzunehmen ist, daß dadurch 
Bestrebungen gegen den Bestand, die äußere oder 
innere Sicherheit oder die freiheitliche demokrati- 
sche Grundordnung der Bundesrepublik nicht geför- 
dert werden. § 4 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Auf Antrag ist eine Bescheinigung über die 
Vereinbarkeit einer beabsichtigten Ausreise mit 
den Bestimmungen dieses Gesetzes auszustellen, 
wenn keine Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß der 
Antragsteller gegen § 2 verstoßen wird oder wenn 
seine Ausreise nach Absatz 1 genehmigt ist. Zustän- 
dig ist die für den ständigen Aufenthaltsort zustän- 
dige Behörde. 

§ 7 

Auskunftspflicht; Durchsuchung 

(1) Wer in den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
einreisen oder aus diesem Bereich ausreisen will. 


ist verpflichtet, auf Verlangen den zuständigen Be- 
amten die zur Beurteilung der Vereinbarkeit der 
Ein- oder Ausreise mit den Vorschriften dieses Ge- 
setzes erforderlichen Auskünfte wahrheitsgemäß zu 
erteilen, insbesondere über Reiseweg, -ziel, -zweck 
und voraussichtliche -dauer. 

(2) Er ist auf Verlangen zur Vorlage der mitge- 
führten und zur Beurteilung der Vereinbarkeit der 
Ein- oder Ausreise mit den Bestimmungen dieses 
Gesetzes erforderlichen Unterlagen verpflichtet und 
hat eine Kontrolle seines Gepäcks zu dulden. 

§ 8 

Allgemeine Verwaltungs Vorschriften; 

Einzelweisungen 

(1) Zuständig für die Durchführung dieses Ge- 
setzes sind 

I a) an den Kontrollstellen einschließlich der 

^ Flughäfen der Bundesgrenzschutz und die 

sonstigen mit der Paßnachschau betrau- 
ten Beamten, 

b) im übrigen die von den Landesregierun- 
gen bestimmten Behörden. 

(2) Der Bundesminister des Innern erläßt allge- 
meine Verwaltungsvorschriften. Sie bedürfen der 
Zustimmung des Bundesrates, soweit sie das Ver- 

i fahren von Landesbehörden regeln. 

I (3) Die Bundesregierung kann durch Einzelwei- 
I sung die Vornahme von Entfernungen aus dem Gel- 
i tungsbereich dieses Gesetzes und die Erteilung von 
I Ausreiseverboten und -genehmigungen sowie von 
I Auflagen anordnen. 

I § 9 

I Strafvorschriften 

(1) Wer vorsätzlich 

i 1. unter Umgehung der Kontrollstellen ein- 

I reist oder ausreist und dabei gegen § 1 

I oder § 2 verstößt, 

! 2. einer vollziehbaren Maßnahme oder Auf- 

1 läge, die nach §§ 4, 5 oder 6 Abs. 1 Satz 2 

I getroffen ist, zuwiderhandelt, 

I 3. Vorschriften einer Rechtsverordnung zu- 

widerhandelt, die auf Grund des § 3 er- 
lassen ist und auf diese Strafvorschrift 
verweist, 

wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen bestraft, wenn ’ 
die Tat nicht in anderen Vorschriften mit schwere- 
rer Strafe bedroht ist. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 10 

Einschränkung des Grundrechts des Artikels 11 
des Grundgesetzes; sonstige Bestimmungen 

(1) Das Grundrecht des Artikels 11 des Grund- 
gesetzes wird durch dieses Gesetz eingeschränkt, 

(2) Sonstige Bestimmungen über ‘ Ein- und Aus- 
reise werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 

I 

§ 11 

Dieses Gesetz tritt in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Gegenwärtige Rechtslage 

Im Bundesgebiet herrscht nach ausdrücklicher Vor- 
schrift des Grundgesetzes Freizügigkeit. Sie ist durch 
Artikel 11 GG nicht nur denjenigen Deutschen ge- 
währleistet, die durch Geburt, Abstammung oder 
sonstige Beziehungen in besonders enger Verbin- 
dung zum Geltungsbereich des Grundgesetzes ste- 
hen, sondern allen Deutschen. Die Freizügigkeit ist 
daher insbesondere auch den Deutschen aus der SBZ 
gewährleistet, die daraus das Recht herleiten kön- 
nen, jederzeit in die Bundesrepublik einzureisen. 
Die Liberalisierung des Reiseverkehrs in Europa, 
die von der Bundesrepublik entsprechend ihrer frei- 
heitlichen Grundauffassung maßgeblich mitbetrieben 
worden ist, hat es darüber hinaus durch den weit- 
gehenden Wegfall des Sichtvermerks- und Paß- 
zwanges mit sich gebracht, daß auch die Angehöri- 
gen zahlreicher ausländischer Staaten freizügige 
Reisemöglichkeiten in das Gebiet der Bundesrepu- 
blik und aus diesem haben. 

Eine Nebenwirkung dieser freiheitlichen Gestaltung 
des Reiseverkehrs ist, daß in erheblicher Zahl Per- 
sonen in das Bundesgebiet einreisen, die mit dem 
Auftrag kommen, die verfassungsmäßige Ordnung 
der Bundesrepublik zu unterwühlen, indem sie für 
einen Umsturz werben oder Vereinigungen gründen 
und unterstützen, die gegen den Bestand, die Sicher- 
heit oder die freiheitliche demokratische Grundord- 
nung der Bundesrepublik gerichtet sind, und indem 
sie versuchen, im Bundesgebiet Personen für diese 
Zwecke zu gewinnen. Ferner reisen zahlreiche Per- 
sonen in das Bundesgebiet ein, die von vornherein 
mit der Absicht kommen, hier sonstige Straftaten zu 
begehen. Da es bisher an einem Gesetz fehlt, das 
Deutschen in solchen Fällen die Einreise in das Bun- 
desgebiet verbietet oder auf Grund dessen solche 
Deutsche an der Grenze abgewiesen werden könn- 
ten, haben die Grenzbehörden zur Zeit nur wenig 
Handhaben gegen die Einreise solcher Personen, es 
sei denn, eine strafrechtliche Betätigung wäre bereits 
in solchem Maße nachweisbar, daß diese Personen 
in Haft genommen werden können. 

Ähnliches gilt für die Ausreise. Zahlreiche Personen 
verlassen auf kürzere oder längere Zeit das Gebiet 
der Bundesrepublik, um in anderen Gebieten 
Deutschlands Vorbereitungen für einen Umsturz der 
grundgesetzlichen Ordnung der Bundesrepublik zu 
treffen oder sich dort durch Schulungen, Kurse und 
andere Veranstaltungen auf Tätigkeiten vorbereiten 
zu lassen, die den Strafgesetzen der Bundesrepublik 
zuwiderlaufen. Auch diese Personen können in der 
Regel gegenwärtig nur dann an der Ausreise gehin- 
dert werden, wenn ihre Betätigung bereits eine 
Strafverfolgung ausgelöst hat oder auslöst. Hinzu 
kommt, daß Deutsche seit dem Wegfall des Paß- 
zwanges meist auch dann ins Ausland reisen kön- 


nen, wenn sie sich dort in einer Weise betätigen 
wollen, die nach § 7 des Paßgesetzes zur Versagung 
des Reisepasses berechtigt. 

Der vorliegende Entwurf will die Freizügigkeit des 
Reiseverkehrs zwischen dem Geltungsbereich des 
Grundgesetzes und anderen Teilen Deutschlands so- 
wie die Reisemöglichkeiten in das Ausland mög- 
lichst unberührt lassen. Der normale Reiseverkehr 
zu geschäftlichen oder privaten Zwecken wird daher 
von den Bestimmungen des Entwurfs nicht erfaßt. 
Im Interesse der Erhaltung der freiheitlichen demo- 
kratischen Grundordnung der Bundesrepublik und 
ihres Schutzes gegen strafbare Angriffe sollen je- 
doch diejenigen Eingriffsmöglichkeiten geschaffen 
werden, die erforderlich sind, um Personen, die mit 
staatsgefährdenden Absichten oder mit der Absicht, 
andere Verbrechen oder schwerwiegende Vergehen 
zu begehen, in das Bundesgebiet einreisen oder aus 
diesem ausreisen wollen, an der Grenze anzuhalten. 

' Verfassungslage 

i 

Artikel 11 Abs. 1 GG gewährleistet allen Deutschen 
j im Bundesgebiet Freizügigkeit. Wie das Bundesver- 
i fassungsgericht durch Beschluß vom 7. Mai 1953 — 
i 1 BvL 104/52 (BVerfGE Bd. 2 S. 266, 273) entschie- 
; den hat, bedeutet „Freizügigkeit im Bundesgebiet" 
nicht nur das Recht, bei bereits im Bundesgebiet 
I vorhandenem Wohnsitz innerhalb des Bundesgebiets 
den Aufenthalt beliebig zu wechseln, sondern auch 
das Recht, „in das Bundesgebiet einzureisen". Die- 
ses Recht steht allen Deutschen zu, ohne Unter- 
schied, ob sie im Geltungsbereich des Grundgeset- 
zes, in anderen Teilen Deutschlands oder im Aus- 
land Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt haben. 

Andererseits gewährleistet jedoch Artikel 11 GG, 
wie das Bundesverfassungsgericht durch Urteil vom 
16. Januar 1957 — 1 BvR 253/56 — (BVerfGE Bd. 6 
S. 32) entschieden hat, nicht auch die Ausreisefrei- 
heit. Die Freiheit, in das Ausland auszureisen, ist 
vielmehr nur als Ausfluß der allgemeinen Hand- 
lungsfreiheit durch Artikel 2 Abs. 1 GG innerhalb 
der Schranken der verfassungsmäßigen Ordnung ge- 
währleistet. Das gleiche wird auch von der Ausreise 
aus dem Geltungsbereich des Grundgesetzes in an- 
dere Teile Deutschlands zu gelten haben, weil die 
Erwägungen, mit denen das Bundesverfassungs- 
gericht die Anwendbarkeit des Artikels 11 GG auf 
die Ausreisefreiheit verneint hat, auch hier zutref- 
fen: Bel der Formulierung der Einschränkungstat- 
bestände in Artikel 11 Abs. 2 GG sind Beschränkun- 
gen, wie sie im Interesse u. a. der Staatssickerheit 
für Ausreisen notwendig und in vielen Ländern vor- 
gesehen sind, nicht erfaßt worden. Daraus folgert 
das Bundesverfassungsgericht, daß die Ausreise in 
das Ausland nicht unter den Begriff der Freizügig- 
keit fällt. Überträgt man diese Erwägungen des 
Bundesverfassungsgerichts auf die Ausreise aus 
dem Bundesgebiet in andere Teile Deutschlands, 
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dann ergibt sich folgendes: Hat ein Deutscher den 
Geltungsbereich des Grundgesetzes einmal verlas- 
sen, dann besteht keine Möglichkeit mehr, Grenz- 
übertritte nach dem Ausland zu verhindern. Die ver- 
fassungsrechtliche Möglichkeit, die Ausreise ins Aus- 
land im Rahmen des Artikels 2 Abs. 1 GG zu 
beschränken, kann also nur dann effektiv ausge- 
schöpft werden, wenn die Kontrolle bereits an den 
Grenzen des Geltungsbereichs des Grundgesetzes 
ausgeübt wird. Das bedeutet, daß das Verlassen des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes gleichfalls nicht 
durch Artikel 11 GG, sondern durch Artikel 2 GG 
geschützt ist und daß die Ausreise aus dem Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes in andere Teile 
Deutschlands den gleichen Beschränkungen unter- 
worfen werden kann wie die Ausreise in das Aus- 
land. 

Das Grundrecht des Artikels 11 GG kann nach Ab- 
satz 2 durch Gesetz und für die dort genannten Fälle 
eingeschränkt werden, insbesondere, um „strafbaren 
Handlungen vorzubeugen'b Das Recht zur Ausreise 
kann, wie das Bundesverfassungsgericht (BVerfGE 
Bd. 6 S. 32) entschieden hat, durch Vorschriften be- 
schränkt werden, die ihrerseits mit der verfassungs- 
mäßigen Ordnung übereinstimmen. Tatbestände, 
„die so erheblich sind, daß sie der freiheitlichen 
Entwicklung in der Bundesrepublik aus zwingenden 
staatspolitischen Gründen vorangestellt werden 
müssen", können daher zur Versagung der Ausreise 
durch Gesetz oder auf Grund eines Gesefzes führen. 

Der Enfwurf hält sich in diesen vom Grundgesetz 
abgesteckten Grenzen: 

Die Einreise in den Geltungsbereich des Gesetzes 
wird nur insoweit eingeschränkt, als der Einreisende 
beabsichtigt, hier Flandlungen zu begehen oder vor- 
zubereiten, die mit Strafe bedroht sind. Auch § 1 
Abs. 1 Buchstabe b, der die Einreise verbietet, wenn 
sie erfolgen soll, um in sonstiger Weise Bestrebun- 
gen gegen den Bestand, die innere oder äußere 
Sicherheit oder die freiheitliche demokratische 
Grundordnimg zu verfolgen, hält sich im Rahmen 
der von Artikel 11 Abs. 2 GG zugelassenen Ein- 
schränkungen. Derartige Bestrebungen werden im- 
mer notwendig wenigstens mittelbar in strafbare 
Handlungen der in § 1 Abs. 1 Buchstabe a bezeich- 
neten Art ausmünden. 

Die Bestimmungen über das Verbot der Ausreise 
werden durch die nach Artikel 2 Abs. 1 GG zulässi- 
gen Einschränkungsmöglichkeiten gedeckt. 

Der Entwurf trägt auch völkerrechtlichen Vorschrif- 
ten, aus denen sich die Verpflichtung der Bundes- 
republik zur Übernahme eines deutschen Staatsange- 
hörigen ergeben kann, Rechnung (§ 4 Abs. 1). . 


Gr und Züge des Entwurfs 

Der Entwurf sieht ein generelles Verbot der Ein- 
reise und Ausreise vor, wenn der Ein- und Aus- 
reisende bestimmte Absichten verfolgt (§§ 1 und 2). 
Die Ein- und Ausreise wird, wenn die gesetzlichen 
Tatbestände erfüllt sind, rechtswidrig, ohne daß es 
dazu eines besonderen Verwaltungsaktes bedürfte. 
Das generelle Verbot bewirkt auch, daß Personen, 
die mit den in § 1 genannten Absichten in den Gel- 


‘ tungsbereich des Gesetzes einreisen, sich unrecht- 
I mäßig in diesem Bereich aufhalten. 

; An diese Unrechtmäßigkeit knüpfen die Bestimmun- 
i gen über die Hinderung an Ein- und Ausreise (§ 4), 

, über die Entfernung aus dem Bereich des Gesetzes 
' und Über das Ausreiseverbot (§ 5) an. Der techni- 
I sehen Durchführung des Gesetzes dienen die Be- 
stimmungen über die Erteilung einer Bescheinigung 
I über die Vereinbarkeit einer beabsichtigten Aus- 
j reise mit den Bestimmungen dieses Gesetzes (§ 6 
Abs. 2) und die Verpflichtung zur Erteilung von 
I Auskunft und zur Duldung der Durchsuchung des 
1 Gepäcks (§ 7). Um eine einheitliche Ausführung des 
I Gesetzes sicherzustellen, soll der Bundesminister 
I des Innern das Recht zum Erlaß von allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften und die Bundesregierung 
das Recht zum Erlaß von Einzelweisungen erhal- 
ten. Um die Befolgung des Gesetzes zu sichern, wer- 
den bestimmte Verstöße unter Strafdrohung gestellt 

(§ 9 ). 

Das Gesetz gilt für Inländer und Ausländer gleicher- 
I maßen, doch werden die für Ausländer erlassenen 
' besonderen Bestimmungen aufrechterhalten (§ 10 
I Abs. 2). 

I Wegen des Viermächte-Status der Stadt Berlin kann 
1 dieses Gesetz dort nicht in Kraft gesetzt werden. Es 
I gilt daher nur für den Geltungsbereich des Grund- 
I gesetzes ohne Berlin (West). 

II. Im einzelnen 

Zu § 1 

Die Einreise in den Geltungsbereich des Gesetzes 
ist durch Gesotz verboten, wenn der Einreisende be- 
absichtigt, in diesem Bereich Handlungen zu be- 
gehen oder vorzubereiten, die gegen Staatsschutz- 
vorschriften des StGB oder gegen Vorschriften zum 
Schutze der Drei Mächte verstoßen. Die Einreise ist 
ferner verboten, wenn der Einreisende andere Be- 
strebungen gegen den Bestand, die Sicherheit oder 
die freiheitliche demokratische Grundordnung der 
Bundesrepublik verfolgen oder als Verbrechen mit 
Strafe bedrohte Handlungen auch nichtpolitischen 
Charakters oder Vergehen des Widerstandes gegen 
die Staatsgewalt im Geltungsbereich des Gesetzes 
begehen will. 

Das Einreiseverbot gilt nach Absatz 2 nicht für Per- 
sonen — Deutsche und Ausländer — , die beim In- 
krafttreten des Gesetzes ihren ständigen Aufenthalt 
in dessen Geltungsbereich haben. Durch diese Be- 
stimmung wird erreicht, daß solche Personen nicht 
bei Rückkehr von einem Auslandsaufenthalt oder 
von einem Aufenthalt in Teilen Deutschlands, die 
j außerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes 
i liegen, an der Grenze abgewiesen werden. 

Zu § 2 

§ 2 verbietet die Ausreise aus dem Geltungsbereich 
dieses Gesetzes, wenn der Ausreisende außerhalb 
I des Geltungsbereichs des Gesetzes Handlungen be- 
' gehen oder vorbereiten will, die nach dem Straf- 
j recht innerhalb dieses Bereichs strafbare Handlun- 
! gen im Sinne der Staatsschutzbestimmungen oder 
I im Sinne der Strafvorschriften zum Schutze der Drei 
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Mächte sind. Ferner ist die Ausreise verboten, wenn 
der Ausreisende sonstige Bestrebungen gegen den 
Bestand, die äußere oder innere Sicherheit oder die 
freiheitliche demokratische Grundordnung in der 
Bundesrepublik verfolgen oder sich in ihren Dienst 
stellen will oder wenn er ohne Genehmigung außer- 
halb des Geltungsbereichs an Veranstaltungen teil- 
nehmen will, die in dieser Weise gegen die Bundes- 
republik gerichtet sind. 

Zu § 3 

Nach dem Gesetz bleibt der Reiseverkehr zunächst 
ohne Registrierung. Das Gesetz verbietet nur in be- 
stimmten Fällen Einreise und Ausreise und ermög- 
licht es, Personen, die unter Verstoß gegen die Be- 
stimmungen dieses Gesetzes einreisen oder aus- 
reisen, an der Grenze anzuhalten oder sie aus dem 
Geltungsbereich des Gesetzes zu entfernen. Da es 
jedoch möglich erscheint, daß bei einer Verstärkung 
der Infiltration eine stärkere Kontrolle des Reise- 
verkehrs erforderlich wird, soll der Bundesminister 
des Innern ermächtigt werden, durch Rechtsverord- 
nung ohne Zustimmung des Bundesrates für alle 
oder bestimmte Kontrollstellen eine Registrierung 
der Reisenden anzuordnen. Der Bundesminister des 
Innern soll weiter ermächtigt werden, in dieser Rechts- 
verordnung anzuordnen, daß bei Einreisen eine an 
der Kontrollstelle ausgestellte Bescheinigung als 
Nachweis der ordnungsgemäßen Einreise aufzube- 
wahren und auf Verlangen vorzuzeigen ist. 

Zu § 4 

Die Ein- und Ausreiseverbote der §§ 1 und 2 müs- 
sen vor allem an den Grenzen und an der Demar- 
kationslinie durchgesetzt werden. Zu diesem Zweck 
erhalten die zuständigen Behörden das Recht, Per- 
sonen, bei denen Anhaltspunkte vorliegen, daß sie 
gegen § 1 verstoßen würden, an der Einreise, und 
Personen, bei denen Anhaltspunkte vorliegen, daß 
sie gegen § 2 verstoßen würden, an der Ausreise zu 
hindern. Durch Absatz 1 Satz 2 soll erreicht werden, 
daß Personen, die lediglich durchreisen wollen, aber 
aus paßrechllichen Gründen über die von ihnen ge- 
wählte Grenze nicht ausreisen dürfen, nicht erst 
durch den Geltungsbereich dieses Gesetzes reisen, 
um dann unverrichteter Dinge umkehren zu müssen. 

Soweit die Bundesrepublik durch Völkerrecht ver- 
pflichtet ist, deutsche Staatsangehörige zu überneh- 
men, geht diese Verpflichtung dem Recht zur Hin- 
derung an der Einreise vor, doch können die über- 
nommenen Personen aus dem Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes wieder entfernt werden, wenn sich ihr 
ständiger Wohnsitz nicht in diesem Bereich befindet. 

Statt der Hinderung an Ein- und Ausreise können 
auch Auflagen erteilt werden, wenn dadurch er- 
reicht werden kann, daß der Ein- oder Ausreisende 
nicht die in §§ 1 oder 2 genannten Zwecke verfolgt. 
Die Auflagen werden vor allem dann an die Stelle 
der Hinderung an der Einreise oder Ausreise treten 
können, wenn mit der Einreise oder Ausreise zu- 
lässige und unzulässige Zwecke verbunden werden, 
wenn also z. B. eine Person in den Geltungsbereich 
des Gesetzes einreist, um nahen Angehörigen einen 
Besuch abzustatten und anschließend eine Veran- 


staltung zu besuchen, die gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung in der Bundesrepublik 
gerichtet ist. Ferner werden Auflagen in Betracht zu 
ziehen sein, wenn zwar die Absicht eines Verstoßes 
gegen §§ 1 oder 2 zu vermuten ist, die Anhalts- 
punkte dafür aber nicht so bestimmt sind, daß die 
Hinderung an der Einreise oder Ausreise angezeigt 
erscheint. Die Auflagen werden den Umständen des 
Einzelfalles anzupassen sein. Zulässig sind auch be- 
fristete Auflagen bis zur Überprüfung des Ein- oder 
Ausreisenden. Ist anzunehmen, daß der verbotene 
Reisezweck ohnehin nicht erreicht werden kann, 
dann wird die zuständige Behörde nach ihrem 
pflichtgemäßen Ermessen auch von der Erteilung 
einer Auflage absehen können. 

Zu § 5 

Es ist ZU erwarten, daß ein nicht unbeträchtlicher 
Teil der Personen, die nach § 1 nicht in den Gel- 
tungsbereich des Gesetzes einreisen dürfen, an der 
Grenze nicht erkannt wird und in den Geltungs- 
bereich des Gesetzes eindringt. Werden solche Per- 
sonen später erkannt, dann sind sie aus dem Gel- 
tungsbereich des Gesetzes zu entfernen. Haben sie 
sich jedoch bereits strafbar gemacht, dann geht die 
Strafverfolgung der Entfernung dieser Personen aus 
dem Geltungsbereich vor; die Entfernung wird erst 
nach Abschluß der Strafverfolgung und Strafvoll- 
streckung vorgenommen. 

Um die Grenzbehörden zu entlasten, sieht Absatz 2 
vor, daß Personen, deren Absicht, unter Verstoß 
gegen § 2 des Gesetzes auszureisen, rechtzeitig be- 
kannt wird, von der zuständigen Behörde mit einem 
Ausreiseverbot belegt werden. 

Statt der Entfernung aus dem Geltungsbereich des 
Gesetzes und dem Ausreiseverbot können zweck- 
dienliche Auflagen erteilt werden. 

Zu § 6 

Bestimmten Personen kann auf Antrag eine Geneh- 
migung zur Ausreise erteilt werden, wenn die Aus- 
reise zwar zum Besuch von Veranstaltungen geplant 
ist, die in § 2 Buchstabe c genannt sind, gegen die 
Teilnahme der Antragsteller an diesen Veranstal- 
tungen aber keine Bedenken bestehen. Gedacht ist 
dabei vor allem an Journalisten. Die Genehmigung 
wird nicht nur für einzelne Veranstaltungen, son- 
dern auch auf bestimmte Zeit zum Besuch bestimm- 
ter Veranstaltungsgattungen erteilt werden können. 
Die Genehmigung kann, wo dies notwendig er- 
scheint, mit Auflagen verbunden werden. 

Absatz 2 regelt die Erteilung von Bescheinigungen, 
die der Ausreisende auf Antrag bereits vor Antritt 
seiner Reise erhalten und mit denen er sich beim 
Grenzbeamten über die Unbedenklichkeit seiner 
Ausreise ausweisen kann. Die Bescheinigung ist vor 
allem für solche Personen gedacht, die eine Geneh- 
migung nach Absatz 1 erhalten haben oder die zum 
Besuch einer Veranstaltung ausreisen, die nicht 
unter § 2 Buchstabe c fällt, die aber möglicherweise 
in den Verdacht von Bestrebungen, wie sie § 2 
Buchstabe c erwähnt, gerät. Mit der Bescheinigung 
soll erreicht werden, daß die Ausreise ohne Kompli- 
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kationen an der Kontrollstelle fortgesetzt werden 
kann, 

Zu § 7 

Die Nachprüfung der Vereinbarkeit der Ein- und 
Ausreise mit den Vorschriften des Gesetzes ist nur 
möglich, wenn die zuständigen Beamten ein Recht 
auf Befragung der Reisenden sowie auf Vorlage 
einschlägiger Unterlagen haben. Dieses Recht wird 
durch § 7 begründet. Die Verweigerung der Ertei- 
lung von Auskunft kann je nach den Umständen ein 
Anhaltspunkt dafür sein, daß eine verbotene Ein- 
oder Ausreise erstrebt wird. 

Zu § 8 

Das Gesetz wird an den Kontrollstellen vom Bun- 
desgrenzschutz durchgeführt. Soweit die Aufgaben 
der Paßnachschau auf andere Beamte übertragen 
worden sind, nehmen diese auch die Aufgaben aus 
diesem Gesetz wahr. Es handelt sich dabei insbe- 
sondere um die Zollbeamten und die Beamten der 
bayerischen Grenzpolizei. Soweit das Gesetz im 
Binnenlande durchzuführen ist, bestimmen die Lan- 
desregierungen, welche Behörden zuständig sind. 
Die Landesbehörden haben vor allem Entfernungen 
aus dem Geltungsbereich des Gesetzes vorzuneh- 
men, Ausreiseverbote zu verhängen, Genehmigun- 
gen nach § 6 Abs. 1 und Bescheinigungen nach § 6 
Abs. 2 zu erteilen. 

Das Gesetz muß, wenn es wirksam sein soll, ein- 
heitlich durchgeführt werden. Zur Sicherstellung des 
einheitlichen Vollzugs erhält der Bundesminister 
des Innern die Befugnis, allgemeine Verwaltungs- 
vorschriften zu erlassen. Diese bedürfen insoweit 
der Zustimmung des Bundesrates, als sie das Ver- 
fahren der Landesbehörden regeln. 

Die Bundesregierung kann durch Einzelweisungen 
Maßnahmen anordnen, die von Landesbehörden 
durchzuführen sind. 


Zu § 9 

Die Ein- oder Ausreise unter Verstoß gegen §§ 1 
oder 2 ist für sich allein noch nicht mit Strafe be- 
droht. Erfolgt eine solche Ein- oder Ausreise jedoch 
unter Umgehung der Kontrollstellen, dann ist dies 
ein Vergehen, das mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
und Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen be- 
straft wird. Ebenso wird bestraft, wer ein- oder 
ausreist, obwohl ihm an der Grenze oder an der 
Demarkationslinie eröffnet worden ist, daß seine 
Ein- oder Ausreise nach § 4 nicht geduldet wird. 
Diese Strafdrohung bezieht sich aber nur auf die 
mit dem jeweiligen ausdrücklichen Verbot zusam- 
menhängende Reise, hindert also nicht an späteren, 
nicht durch §§ 1 oder 2 verbotenen Ein- und Aus- 
reisen. In gleicher Weise ist auch die Verfügung 
nach § 5 über die Entfernung aus dem Geltungs- 
bereich des Gesetzes oder das Ausreiseverbot und 
die nach § 4 Abs. 3, § 5 Abs. 3 oder § 6 Abs. 1 
Satz 2 erteilte Auflage strafrechtlich bewehrt. Die- 
selbe Strafe wird ferner angeordnet für Verstöße 
gegen eine vom Bundesminister des Innern nach § 3 
über die Registrierung des Reiseverkehrs erlassene 
Rechtsverordnung. 

Zu § 10 

Das Gesetz über Einreise und Ausreise schränkt das 
Grundrecht der Freizügigkeit ein. Dies muß nach 
Artikel 19 Abs. 1 Satz 2 GG im Gesetz erwähnt 
werden. 

Die besonderen Vorschriften über die Einreise und 
den Aufenthalt von Ausländern im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes, insbesondere das Paßgesetz und die 
Ausländerpolizeiverordnung und sonstige Bestim- 
mungen Über Ein- und Ausreise, werden durch die- 
ses Gesetz nicht berührt. Die aus diesen Bestim- 
mungen zuläSiSigen Maßnahmen bleiben also weiter- 
hin neben Maßnahmen aus diesem Gesetz zulässig. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat erkennt grundsätzlich die dem Ent- 
wurf eines Gesetzes über Einreise und Ausreise 
zugrunde gelegte Notwendigkeit an, den Verfas- 
sungsschutz durch verstärkte Kontrolle der Einreise 
in das Bundesgebiet und der Ausreise wirksamer 
zu gestalten. Dazu bedarf es einer gesetzlichen 
Regelung, weil die derzeit gegebenen Möglichkeiten 
auch bei einer noch stärkeren Intensivierung der 
Überwachung offenbar nicht ausreichen. Jede ge- 
setzliche Regelung dieser Art muß jedoch in höchst- 
möglichem Maße den innerdeutschen Reiseverkehr 
unDerührt lassen, damit der menschlich-persönliche 
Kontakt zwischen den Deutschen diesseits und jen- 
seit der Zonengrenze nicht in Frage gestellt wird. 

Der Bundesrat ist ferner der Auffassung, daß im wei- 
teren Gang des Gesetzgebungsverfahrens geprüft 
werden sollte, ob eine Registrierung — wie in § 3 
des Gesetzentwurfs vorgesehen — und ein Beschei- 
nigungsverfahren — wie in § 6 Abs. 2 des Gesetz- 
entwurfs vorgeschlagen — unerläßlich sind. Es wird 
weiterhin zu prüfen sein, ob die vorhandenen Kon- 
trollmöglichkeiten so ausgestaltet werden können, 
daß der unverdächtige innerdeutsche Reiseverkehr 
nicht beeinträchtigt wird. Im übrigen ist sicherzu- 
stellen, daß die Bewohner des Landes Berlin mit 
denen des übrigen Bundesgebietes gleichbehandelt 
werden. 

Der Bundesrat behält sich seine abschließende 
Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf für den 
zweiten Durchgang vor. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 

Die Bundesregierung begrüßt es, daß der Bundesrat 
die Notwendigkeit anerkennt, auf Grund einer 
neuen gesetzlichen Regelung den Verfassungsschutz 
durch verstärkte Kontrolle der Einreise und Aus- 
reise wirksamer zu gestalten, und damit dem Ent- 
wurf im Grundsatz zustimmt. Mit der Forderung des 
Bundesrates, daß der normale innerdeutsche Reise- 
verkehr in höchstmöglichem Maße unberührt blei- 
ben muß, stimmt die Bundesregierung überein. 
Diese Erwägung war schon bisher bei der Gestal- 
tung des Entwurfs maßgebend; die Erhaltung des 
menschlichen Kontaktes zwischen den Deutschen 
auf beiden Seiten der Demarkationslinie ist seit 
jeher ein besonderes Anliegen der Bundesregierung. 

Die Anregungen des Bundesrates für den weiteren 
Gang des Gesetzgebungsverfahrens werden von der 
Bundesregierung geprüft. 
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